
ORIENTIERUNG 
Kaiholische Blätter für weltanschauliche Information 

Erscheint zweimal monatlich 

Nr. 11 20. Jahrgang der «Apologetischen Blätter» Zürich, den 15. Juni 1956 

Theologie 
Zur Toleranzfrage: Die Toleranz des Einzelnen (grundsätzliche Vorbemerkungen) : Den religiösen Indifferentismus kann ein 
Christ nicht vertreten — Hochachtung vor der persönlichen Ueberzeugung des andern Menschen — Das Verhalten bei 
Glaubensgesprächen und Missionsunternehmungen — Die Toleranz des Staates): Wie grenzen sich Staat und Kirche von­
einander ab? — Papst Gelasius erklärt . . . — Wandlung auf Seiten-des Staates und ihre Auswirkungen auf die Toleranz­
frage. 

Philosophie 
Positivistisches Naturrecht? (2. Teil) : Zur Erkenntnis des Naturrechts : Karl Rahner ein Bundesgenosse Arndts? — Natur­
recht und Glaube: nicht jedes menschliche Selbstbildnis besteht vor dem Glauben — Naturrecht nicht nur ein Datum des 
katholischen Glaubens — Arndts Lösung : Polarität statt Dualität von Positivismus und Naturrecht — Kritik dieser Lösung 
— Arndts Humanismus letztlich «inhuman» — Das Problem von Recht und Gesetz bleibt — Winke zu einem modus vivendi. 

Politik 
Die Sowjetunion und Israel: Judenfeindliche Haltung der Kommunisten — Die Wiege des Zionismus, steht in Russland — 
Jüdische Gegner des Zionismus während der Zarenherrschaft — Wechselvolles Schicksal der Juden unter dem kommunisti­
schen Regime — Der Versuch zur Gründung eines Judenstaates in Russland scheitert — Wie verhält sich die «freundliche» 
Sowjetdiplomatie zum Staate Israel? — Prognosen. 

Modernes Apostolat 
Drei Versuche, das katholische Ghetto zu durchbrechen: Wie Andersgläubige mit dem katholischen Glauben bekannt wer­
den — Rom als illustrierter Katechismus — Dem suchenden Menschen eine Türe öffnen. 

Bücher 
Mills Wright : Menschen im Büro. — Villain Jean : L'enseignement social de l'Eglise. 

tZur Tolerattzfrage 
Wir haben in Nr. 6 der « Orientierung » angekündigt (S. 71), 

dass wir im Hinblick auf Spanien und die dort herrschende 
Einschränkung der religiösen Freiheit für nichtkatholische Be­
kenntnisse auch eine grundsätzliche Erwägung über die Tole­
ranz hier anstellen wollen. Diesem Anliegen sei hier insofern 
nachgekommen, als wenigstens in rohen Umrissen der Stand 
der Diskussion in dieser Frage aufgeführt wird. 

Zuerst jedoch muss das vom katholischen Denken als ge­
sicherte Wahrheit Geltende gegenüber den noch strittigen 
Punkten abgegrenzt weiden. Es scheint uns nämlich die An­
sicht, hier sei alles am Fliessen, ebenso verderblich wie die 
entgegengesetzte Meinung, hier sei alles schon klar. 

Die Toleranz des Einzelnen 

Eine grundsätzliche Toleranz im Sinne eines Indifferentismus 
gegenüber verschiedenen Religionen kann gewiss kein erstre­
benswertes Ziel sein für den einzelnen Menschen. Sie würde 
mit Notwendigkeit, zu einer Relativierung absoluter Wahr­
heiten führen. Die Wahrheit der christlichen Religion ist je­
doch Offenbarung der Wahrheit Gottes, die nichts Zufälliges 
an sich haben kann. Sie ist ausserdem eine Z.í¿e«jwahrheit. 
Damit wollen wir sagen, dass sie für jeden, der sie erkennt, 
zugleich eine persönliche Anrede bedeutet, eine Forderung 
darstellt, die Anerkennung und Hingabe verlangt. Man kann 

ihr gegenüber nicht gleichgültig bleiben, nicht uninteressiert, 
ohne sich selbst aufzugeben und Gott zu beleidigen. Wenn 
diese Anrede nun an den einzelnen geht, insofern er. Glied 
einer Gruppe von Menschen oder der ganzen Menschheit ist, 
dann weiss der einzelne, dass nicht nur er, sondern auch alle 
andern mitangesprochen sind. Er wird also sich verpflichtet 
fühlen,' seine Erkenntnis anderen mitzuteilen, beziehungsweise 
anderen dazu zu verhelfen, dass auch sie sich angeredet wis­
sen. Dieses zu tun, ist sein Recht nicht nur, es ist seine Pflicht. 
Der einzelne hat dieses Recht und diese Pflicht ganz abgesehen 
von jeder positiven Rechtsetzung eines Staates, ja sogar gegen 
jede staatliche Gesetzgebung. Toleranz im Sinn: «Warum soll 
ich andere beunruhigen? Das ist ja schliesslich ihre Sache!» 
ist ein Standpunkt, den ein Christ nicht vertreten kann. 

Diese Absolutheit der Wahrheit und Unbedingtheit des Ge­
horsams gegen Gottes Willen hat zweifellos eine gewisse Härte 
an sich, die der einzelne an sich selbst erfährt, und die der 
Nichtchrist am Christen unangenehm empfindet. Er sagt: 
«Mit den Christen kann man nicht reden; für sie steht alles 
schon fest.» Wir glauben, dass es hier bereits zu unterscheiden 
gilt: Ohne Zweifel kann ein Christ an einem Wort Gottes, 
mag es ihm auch noch so hart erscheinen, nicht deuteln. Es 
würde das ein Verlassen der Liebe Gottes bedeuten, ein Man­
gel an gläubiger Unterwürfigkeit. Das heisst aber nicht, dass 
er dem Nächsten in liebloser Härte gegenübertreten muss 
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oder auch nur darf. Eine kurze Besinnung auf das, was er als 
Christ am Nächsten leisten will, macht dies sofort klar: Er 
will nicht dem andern eine Wahrheit aufzwingen, sondern er 
will ihn dahin führen, dass auch dieser die Stimme Gottes 
«vernehme». Er weiss genau, dass nur diese Begegnung mit 
Gott im Nächsten Glauben wecken kann. Er wird also alles 
darauf ablegen müssen, dass im andern zunächst eine grosse 
und tiefe Liebe zu Gott aufflammt, die allein fähig ist, alle 
Hemmnisse, die im Menschen gegen Gottes Wahrheit beste­

hen, zu überwinden. Völlig unsinnig wäre es, dem nicht Glau­

benden zuerst gewisse «harte» Wahrheiten stur an den Kopf 
zu werfen, die dieser anzunehmen gar nicht in der Lage ist, 
und die er, in der Lage, in der er ist, auch gar nicht annehmen 
kann und darf: Sie würden ihm schaden (nicht nützen), weil 
sie ein völlig verkehrtes Gottesverhältnis in ihm wachrufen 
oder verstärken würden. So hat unser Herr auch zu seinen 
Lebzeiten keineswegs seine Predigt damit begonnen, vom 
Kreuz und Kreuztragen, von der «harten» Wahrheit der 
Eucharistie und dem «Essen seines Fleisches und Blutes» zu 
reden, sondern er sprach: «Ihr werdet den Himmel offen und 
Gottes Engel über des Menschen Sohn auf­ und niedersteigen 
sehen» (Joh. i , 51). So haben die ersten christlichen Jahr­

hunderte (durchaus aus liebender Rücksichtnahme) für ge­

wisse christliche Geheimnisse eine Arkandisziplin walten las­

sen, die nicht einmal den Tauf beWerbern vor der Taufe preis­

gegeben wurde. So haben in China die ersten christlichen 
Missionare nicht damit begonnen, mit dem Kreuz in der Hand 
jene hochgebildeten Menschen alter Kultur in die Leidens­

nachfolge zu rufen. Und so fragt es sich ganz gewiss auch 
heute, ob wir in der Verbreitung des Christentums nicht oft 
recht lieblos intolerant sind, wenn wir den Nichtchristen gleich 
2u Anfang Wahrheiten aufzunötigen suchen, die ihnen Gott 
in einem ganz falschen Licht darstellen würden. Es gibt christ­

liche Wahrheiten, die ­ obwohl sie für alle Menschen gelten ­

doch nicht für jeden einzelnen zu jeder Zeit lebenswichtig 
sind. Es ist sogar besser, unter Umständen von gewissen 
Wahrheiten mit bestimmten Menschen zu gewissen Zeiten 
noch nicht zu reden. Das gebietet die Liebe. Modo non potestis 
ferre : « Noch könnt ihr es nicht tragen», und doch : « habe ich es 
euch zu sagen ! » 

Das alles gilt vom Verhalten des einzelnen und, wenn auch 
vielfach dagegen im Kleinen und Grossen gefehlt wird, weil 
man die unzertrennliche Verbindung von Wahrheit und Liebe 
praktisch nicht genug beachtet ­ und nur der Heilige könnte 
sie immer richtig beachten ­ , so ist bis hierher doch grund­

sätzlich alles klar. Ja es besteht sogar soweit kein Unterschied 
zwischen den Katholiken und den Protestanten, obwohl in 
manchen Punkten gewisse Wahrheiten hier als verpflichtende, 
gottgesprochene Wahrheiten angesprochen werden und dort 
nicht.1 Es ist klar, hier hört der eine richtig und der andere 
falsch. Keiner kann dem anderen seine Meinung aufzwingen ; 
keiner auch kann den andern «in Ruhe lassen», wenn er ihn 
liebt, er muss den Kontakt mit ihm suchen, und der andere 
wird ihm dies nicht verübeln dürfen; aber überaus taktvoll 
und in wahrer Hochachtung vor dem andern und seiner Über­

zeugung; keineswegs mit dem Urteil im Herzen, dass jener 
schuldbar das Wort Gottes nicht hört (denn das «Richten» 
hat uns Gott abgenommen), wird diese Begegnung geschehen 
müssen in der Bereitschaft, auch vom andern zu lernen im. 
Hinhören auf Gottes Wort. 

Freilich dort, wo eine Begegnung das Hören auf Gottes 
■ Wort nicht fördert, sondern verwirrt, wird es Pflicht sein, sie 
zu meiden. Auch das ist jedermann verständlich. Verwirren 

aber kann nicht nur die Begegnung eines im Glauben schwa­

chen Menschen mit einem überlegenen Ungläubigen, verwir­

ren kann auch die Begegnung mit einem durchaus Gläubigen, 
aber Irrgläubigen. Es ist daher gar nicht verwunderlich, dass 
eine Kirche, die sich im Besitze der Wahrheit weiss, ihre Gläu­

bigen davon abhält, sich wahllos in Glaubensgespräche mit 
Andersgläubigen einzulassen. Dieselbe Kirche wird aus den 
oben genannten Gründen im Glauben Gefestigte auffordern, 
solche Gespräche aufzunehmen. Zwischen der einen und der 
andern Haltung besteht hier kein Widerspruch. Beide entsprin­

gen dem gleichen Bewusstsein und Auftrag. Auch das wird 
jeder zugeben, der sich ruhig diese Fragen überlegt. Von dem 
Respekt vor der inneren Freiheit des andern haben wir schon 
gesprochen. Es darf aber an dieser Stelle wohl vermerkt wer­

den, dass gerade aus diesem Grund bei Missionsunternehmun­

gen sehr darauf wird geachtet werden müssen, dass nicht die 
Annahme des Glaubens von beigemischten anderen Motiven, 
die mit dem Hören auf Gott nichts zu tun haben, überwuchert 
werde. Dass solche Motive irgendwie mitschwingend eine 
zunächst erleichternde Rolle spielen, wird sich gewiss nicht 
immer vermeiden lassen. Wo sie aber das Hauptmotiv zu bil­

den drohen, wäre es eine Forderung der Ehrlichkeit und Liebe, 
auf den billigen Erfolg solcher Bekehrung oder Konversion 
zu verzichten. 

Dies alles sind Grundsätze, die den einzelnen und seine 
Toleranz betreffen, in etwa auch die Toleranz der Kirchen zu­

einander. Davon wollen wir hier aber eigentlich nicht spre­

chen, sondern uns geht es in diesem Beitrag um die Toleranz 
des Staates in religiösen Fragen. Diese Vorbemerkungen waren 
aber nur nötig, weil sie mit dem Toleranzproblem des Staates 
ständig durcheinandergerührt werden und ­ wie wir sehen 
werden ­ auch nicht gänzlich von ihm abgetrennt werden 
können. 

Die Toleranz des Staates 

Das Aufgabengebiet von Kirche und Staat grenzt man unter 
Katholiken heute allgemein so ab, dass die Zielsetzungen beider 
einander gegenübergestellt werden. Dabei schreibt man dem 
Staat die Wahrung und Förderung des irdischen Allgemein­

wohls zu. Er hat für die öffentliche Ordnung zu sorgen. Dazu 
gehört die Aufrechterhaltung des Rechtes, die Wahrung der 
Sittlichkeit im öffentlichen Leben, die Abwehr gesellschafts­

zerstörender Propaganda usw. «Der Umkreis der staatlichen 
Zuständigkeit», schrieb Pius XI. (1931. Non abbiamo bisogno), 
«ist klar bestimmt durch die Ziele des Staates; diese Ziele ge­

hören sicher nicht nur der^Ordnung des Körperlichen und 
Materiellen an, aber sie sind durch sich selbst notwendig ein­

geschlossen in die Grenzen des Natürlichen, Irdischen, Zeit­

lichen.» Darum sagt auch bereits der grosse Jesuitentheologe 
Suarez, dass der Staat, auch wenn er von Christen gebildet 
wird, nicht eine grössere oder eine wesentlich andersgeartete 
Gewalt habe als der Staat der Heiden.2 Der Kirche aber (im 
Sinn der katholischen Kirche), die ein unabhängiges, weil von 
Gott direkt gesetztes Gesellschaftsgebilde ist, obliegt die Sorge 
für das ewige Heil des Menschen, für das Übernatürliche. 

Dieser Scheidung der Aufgabengebiete war sich die Kirche 
immer schon bewusst. Papst Gelasius hat sie 496 schon klar 
ausgesprochen: «Denn Christus hat, eingedenk der mensch­

lichen Schwäche, durch eine grossartige Anordnung zum Heil 
der Seinigen weise abwägend die Rechtsbereiche beider Ge­

walten in eigenständige Betätigungsfelder und wohlgetrennte 
Würden geschieden.»3 Trotzdem bedeutet diese Scheidung 

1 In diesem Sinn ist der Katholik reicher als der Protestant; der Prote­

stant nimmt nur einen Teil jener Wahrheiten an, die der Katholik ver­

nimmt ; wogegen es weitgehend auch stimmt, dass vielleicht gerade darum 
manche Protestanten die Wahrheit, die sie vernehmen, sowohl theologisch 
wie praktisch im Durchschnitt des Lebens ernster und tiefer ergreifen als 
Katholiken. 

2 Suarez: Tract, de legibus III, n , 9. Dem Sinn nach zitiert bei Hart­

mann Albert : «Toleranz und chrisdicher Glaube». Verlag Josef Knecht, 
Frankfurt a. M., 1955, 233 Seiten. 

3 Hugo Rahner: «Abendländische Kirchenfreiheit». Verlag Benziger 
& Co., Einsiedeln, 1943, 220 Seiten; vgl. auch den Brief desselben Papstes 
über die zwei Gewalten a. a. O. S. 215­219. 
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keine völlige Trennung von Kirche und Staat, da im prakti­
schen Leben beide Bereiche unlöslich ineinander übergreifen. 
Es wird also je nach der geschichtlichen Situation - auch im 
rein katholischen Staat - eine wechselnde praktische Formel 
des Zusammenwirkens gesucht werden müssen nach dem 
Grundsatz: Nicht Vermischung und nicht Trennung. 

Dass nun hier eine Wandlung auf Seiten des Staates seit dem 
Mittelalter bis heute vor sich gegangen ist, die gerade für die 
Tolefanzfrage von grösster Wichtigkeit ist, kann niemand 
bezweifeln. Albert Hartmann beschreibt sie in dem genannten 
Buch, das katholischerseits nicht nur die neueste, sondern auch 
umfassendste und ausgewogenste Darstellung des Toleranz­
problems bietet, die wir kennen, nach einer zweifachen Seite: 
i . Die Entfaltung des Persönlichkeitsbewusstseins hat dazu 
geführt, dass der einzelne «seine Stellung im Staat in einer 
neuen Weise begriffen hat.» Er ist zu einem tieferen Verständ­
nis seiner persönlichen Freiheit herangereift. Er fühlt sich nicht 
mehr so sehr als ein vom Staat betreutes, sondern als ein aktives 
Glied des Staates. 2. Vorweg dieser Entwicklung und zugleich 
mit ihr gewann der Staat selbst ein klareres Bewusstsein seiner 
selbst in seinem Unterschied zur Kirche. Hatte er sich vorher 
mehr als das «weltliche Amt» gegenüber dem geistlichen Amt 
der Kirche in der einen respublica christiana betrachtet, als der 
«weltliche Arm» der Kirche, wie Papst Innozenz III. dies aus­
drückt, so begreift er sich jetzt mehr und mehr in seinem eigenen 
Bereich. Theologisch ausgedrückt könnte man sagen: Er er­
kennt deutlicher seine naturrechtliche Herkunft und seine Laien-
funktion, seine Weltlichkeit, was keineswegs dasselbe ist wie 
seine «Verweltlichung» oder seine «Laizisierung» im Sinne 
einer Verdrängung der Kirche aus dem öffentlichen Leben. 

Dieser Wandel wirkt sich notwendig auf die Frage der 
«Toleranz» aus. Es wird nämlich durch ihn die Frage aufge­
worfen, ob ein sogenannter «katholischer Staat» überhaupt 

noch ein erstrebenswertes Ziel für den Katholiken darstelle. 
Unter « katholischer Staat » verstehen wir hier nicht einen 
Staat, der in seiner Mehrheit oder sogar Gesamtheit aus Katho­
liken besteht. Es ist selbstverständlich, dass ein jeder Katholik 
wünscht, alle Bürger seines Vaterlandes möchten katholisch 
werden, wenn dies mit erlaubten Mitteln geschehen kann. 
Unter « katholischer Staat » verstehen wir vielmehr einen Staat, 
der die katholische Religion zur Staatsreligion erklärt, und zwar 
in dem Sinn, dass diese Religion allein Öffentlichkeitsrecht 
besitzt, oder doch gegenüber anderen Religionen stark privile­
giert erscheint. 

Man kann diese Frage auch allgemeiner stellen und nach der Berechti­
gung eines konfessionellen Staates überhaupt fragen. Tatsächlich gibt es 
heute noch manche konfessionelle Staaten, das heisst Staaten mit Staats­
kirchen, wobei freilich die Bevorzugung einer Kirche grösser oder ge­
ringer ist. England zum Beispiel hat in der Anglikanischen Kirche eine 
Staatskirche mit bedeutenden Vorrechten, wodurch aber die volle Reli­
gionsfreiheit nicht eingeschränkt wird; «ja der Sinn für echte Toleranz ist 
in England », kann Hartmann schreiben, «heute (im Gegensatz zu früher) 
vielleicht besser ausgebildet als in andern Ländern, die keine Staatskirche 
kennen» (S. 197). Heute noch muss in Schweden der König lutherischen 
Bekenntnisses sein; jede katholische Ehe wird nach gesetzlicher Vor­
schrift noch heute in der protestantischen Pfarrkirche vorher verkündigt; 
nur der König hat noch heute das Recht, unter besonderen, von ihm zu 
stellenden Bedingungen die Einrichtung von Klöstern zu erlauben, und 
auch dann bleiben diese einem staatlichen Inspektionsrecht unterworfen. 
Bis 1952 mussten überdies in Schweden alle Staatsminister und sogar die 
Volksschullehrer Lutheraner sein (Hartmann S. 270). Doch kehren wir 
zur Frage des katholischen Staates aus katholischer Sicht zurück. 

Die Frage, die wir hier erheben, stellt sich gemäss der heu­
tigen Erkenntnis vom Staat als naturrechtlichem Gebilde mit 
irdischer Zielsetzung grundsätzlich. Sie gilt also auch für einen, 
dessen' Bürger allesamt oder in grosser Mehrheit katholisch 
wären. Hier teilen sich die Auffassungen zunächst. Doch dar­
über in einem zweiten-1 Teil. M. Galli 

positivistisches Naturrecht? 
Das Wie der Erkenntnis des Naturrechts 

Nachdem in Auseinandersetzung mit dem Buch des Sozial­
demokraten Adolf Arndt in der letzten Ausgabe dieser Zeit­
schrift gezeigt worden ist, was nach katholischer Auffassung 
Naturrecht ist, erhebt sich nunmehr die Frage nach dem Wie 
seiner Erkennbarkeit. Hier hat Arndt in Karl Rahner für seine 
Skepsis scheinbar einen Bundesgenossen gefunden. 

Unter dem Titel «Bemerkungen über das Naturgesetz und 
seine Erkennbarkeit» in Nr. 22 vom 30.November 195 5 dieser 
Zeitschrift stellt Rahner sehr kritisch die philosophische Frage, 
wie man zur Erkenntnis des Naturrechts (einschliesslich des 
natürlichen Sittengesetzes) der metaphysischen Menschennatur 
kommen könne ; also zur Erkenntnis naturrechtlicher Sätze, in 
denen die Unveränderlichkeit der darin gemeinten Natur mit­
ausgesagt ist - so dass es nie einen Menschen geben kann, für 

den sie keine Geltung hätten. Es ist jedoch zu beachten, dass 
Rahner nicht die gültige Leistung der Ethik und Rechtsphilo­
sophie einfachhin in Frage stellen möchte ; ihm geht es vielmehr 
wesentlich um eine andere, für ihn letzte und erschöpfende phi­
losophische Theorie, Begründung und Entfaltung dessen, was 
immer schon richtig geleistet wurde: Erkenntnis lässt ja ver­
schiedene Grade der Schärfe und Tiefe zu. Rahner selbst fügt 
seinen Anregungen bei: «So richtig das Ergebnis dieses (von 
ihm geforderten) Nachdenkens schon gewusst ist.» Somit setzt 
er die Tatsache naturrechtlichen Erkennens voraus und zwei­
felt nur die letzte Tiefe der philosophischen Reflexion an.1 

Überdies ist bei weitem nicht alles Naturrecht unmittelbar metaphysisch 
in dem von Rahner definierten Sinne; es sei an die obigen Ausführungen 
über das Naturrecht in bestimmten geschichtlichen Situationen erinnert. 
Dessen Erkenntnis erfolgt nicht in jener metaphysischen Wesensanalyse, 
sondern auf dem Wege, den Rahner « Kombination » zwischen metaphy-

1 Gerade das Fehlen einer die Grenzen der scholastischen Tradition 
übersteigenden philosophischen Reflexion über die metaphysische Natur­
rechtserkenntnis erhebt Rahner als Vorwurf gegen meine Schrift «Lex 
naturae. Zur Theologie des Naturrechts», Düsseldorf 1955. Ich hatte 
mich dort allerdings, wie der Titel sagt, auf Fragen theologischer Art ber 
schränkt; die wenigen Seiten (j 1-56),.die über den philosophischen Natur-
begriff handeln, müssen zwar naturgemäss über Philosophie sprechen, 
jedoch von der Theologie her, und geben darum keinen Raum für eine 
ontologische und erkenntnistheoretische Monographie. - Ein weiterer 
Artikel Rahners, in Nr. 1 vom i j . 1. 1956, setzt sich ausschliesslich mit 
einem einzelnen Satz in «Lex naturae» auseinander. Ich würde es bedauern 
müssen, wenn ein dort stehendes «nicht», das irrtümlicherweise bei einer 
Änderung in den- Korrekturbogen stehengeblieben war, von Rahner 

nicht deutlich genug als erratum erkannt worden sein und zu der mühe­
vollen Arbeit an einer Stellungnahme verleitet haben sollte. Aber auch 
unabhängig von jenem erratum erweist sich Rahners Bemühen als weithin 
gegenstandslos. Was er in Hinsicht auf de Lubacs Theorie schreibt, über­
sieht, dass «Lex naturae» an der fraglichen Stelle nicht de Lubac, sondern 
Rahner zitiert. Die ausführlichen Darlegungen über die Erfahrbarkeit des 
Übernatürlichen (von mir selbst unmittelbar anschliessend an jenen Satz 
für den in meiner Studie behandelten Fragenbereich ausdrücklich ver­
treten !) bemerken nicht, dass die von Rahner beanstandete Fussnote nach 
der ersten Hälfte jenes Satzes steht, während die Erfahrbarkeit des Über­
natürlichen nicht in der ersten, sondern in der zweiten Hälfte auftaucht. 
So. bleibt als realer Gegenstand des Rahnerschen Beitrages einzig bestehen,, 
dass ich seine Lehre vom « übernatürlichen Existential » zwar nicht ablehne, 
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sischen Wesensprinzipien und rein faktischen Gegebenheiten nennt.2 Im 
allgemeinen ist es nicht entscheidend zu wissen, was zur einen oder anderen 
Art von Naturrecht gehört; nur in einzelnen Fragen, auf die Rahner an­
spielt, gewinnt es Bedeutung; jeder Moraltheologe weiss von aktuellen 
Diskussionen um solche Fragen zu berichten. 

Vielleicht glaubt auch jemand Parallelen zu Arndt entdecken 
2u können, wenn Rahner die Frage stellt, ob der Lehre der 
Kirche noch entspricht, wer zwar die Erkennbarkeit der aus 
der personalen Geistigkeit sich ergebenden Maximen zugibt, 
nicht aber die Erkennbarkeit von Dingen «mehr konkreter 
Art (etwa über bestimmte engere Prinzipien über die aus der 
materiellen Physiologie des Menschen erfliessenden Verhal­
tungsweisen)». Die Antwort auf die hier formulierte Frage 
müsste negativ sein, ausser man würde die Nichterkennbarkeit 
auf relativ wenige Einzelheiten einschränken. Die gegenteilige 
Meinung würde,' wie neueste Studien zeigen, wohl auch kaum 
der von Rahner angeführten mittelalterlichen Auffassung, 
etwa des Skotus3, über die verschiedenartige naturrechtliche 
Bedeutung der beiden Tafeln des Dekalogs entsprechen. 

Es ist allerdings wiederum zu beachten, dass Rahner in seiner Frage an 
eine unmittelbar metaphysische Erkenntnis denkt, die Kirche aber in ihren 
Lehräusserungen zwischen unmittelbar und mittelbar metaphysischem 
Naturrecht durchgehend nicht ausdrücklich unterscheidet. Wie sie denn 
auch die Möglichkeit, zwischen beiden «Arten» von Naturrecht stets 
unterscheiden zu können, weder behauptet noch verneint. 

Glaube, Theologie, Naturrecht 

Auch Arndt greift die Frage nach dem Verhältnis der Natur­
rechtslehre zu Glaube und Theologie auf. Es ist für ihn wich­
tig, mit dem katholischen Naturrechtler nur in einem von 
Glaube und Theologie hei freien Bereich des rein menschlichen 
Denkens in die Diskussion einzutreten. Er täuscht sich aller­
dings, wenn er meint, es genüge nach kirchlicher Lehre der 
Glaube an die «Möglichkeit naturrechtlicher Prinzipien» (14). 
Man mag sich im einzelnen über die Tragweite konkreter 
rationaler Überlegungen eines Naturrechtlers beliebig unter­
halten; aber es kann nicht jedes «menschliche Selbstbildnis» 
vor dem Urteil der lehrenden und glaubenden Kirche bestehen. 
In ihrem Rundschreiben Humani generis vom Jahre 1950 ging 
sie geradezu von dem Wissen um die Schwierigkeit richtiger 
(Gottes- und) Naturrechtserkenntnis durch den auf sich allein 
gestellten erbsündlichen Menschen aus, um die Bedeutung der 
Offenbarung und der kirchlichen Lehre für die Erkenntnis des 
Naturrechtes darzutun. Die Kirche widerspricht irrigen 
«menschlichen Selbstbildnissen». Sie weist dem Denken den 
Weg zur Findung des wahren Menschenbildes, damit auch zur 
Findung dessen, was in Wahrheit und objektiv des Menschen 
Recht ist. Der Naturrechtler kann sein Denken durch die Lehre 
der Kirche bestätigt finden. Er kann auch, auf die Wahrheit 
einmal hingewiesen, leichter den Weg eigener denkerischer Fin-

aber doch als noch nicht überzeugend dargelegt bezeichne. Ich möchte 
als Moraltheologe es auch weiterhin ohne eigene Stellungnahme der Dis­
kussion der Dogmatiker überlassen, ob die in «Lex naturae» betonte 
übernatürliche Verwirklichung der Natur mit einem « Extrinsezismus » 
im Verhältnis von Natur oder Übernatur vereinbar ist oder nicht, ins­
besondere auch, ob sie notwendig zur Lehre vom «übernatürlichen 
Existential» führt, wie Rahner in seinem Aufsatz meint. - Ich hoffe, durch 
diese Ausführungen eventuelle Unklarheiten in «Lex naturae» geklärt zu 
haben. 

2 Aber auch diese Erkenntnisweise stellt echte Wesenserkenntnis dar. 
Denn erstens sind die faktischen Gegebenheiten Besonderungen des 
Menschen und daher im Lichte der Wesensgesetze des Menschen, d. h. in 
deren Anwendung, zu beurteilen; zweitens haben sie als Besonderungen ein 
bestimmtes Wesen (Sein), das das Menschsein akzidentell bestimmt und 
daher in der konkreten Bestimmung der Rechte und Pflichten des konkre­
ten Menschen genau zu berücksichtigen ist. 

3 Vgl. H. Meyer: «Die Geltung des natürlichen Sittengesetzes» - nisi 
daretur Deus, in: Philos, Jahrbuch 62, 159-175; Gr. Budzik OFM, De 
conceptu legis ad mentem J. D. Scoti, Burlington (USA) 1954 
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düng des Naturrechts entdecken: wobei es sich dann wirklich 
um ein Erkennen aus Sachgründen handelt. So verliert der 
Christ, anders als der «Humanist», die «Freiheit» für ein belie­
biges menschliches Selbstbildnis oder zu einem «gewollten» 
demokratischen Rechtsdenken, u m / r « zu, sein fürdie Wahrheit 
über die objektiven Rechte des Menschen. Offenbarung, Glaube, 
Theologie sind also für die Diskussion' über Naturrecht und 
demokratisches Rechtsdenken nicht so belanglos, wie man 
glauben machen möchte. 

Arndts Behauptung, dass die Offenbarung, dass das Alte 
Testament, dass überhaupt gläubige Zeiten kaum Naturrecht 
- sondern nur Gottesrecht - kennen, wird weder den Tat­
sachen noch dem durchaus theonomen Verständnis der katho­
lischen Naturrechtslehre gerecht, die den Menschen und seine 
Vernunft als Gottes Werk und Bild erkennt. Es beruht auch 
nicht auf guter Kenntnis des Neuen Testamentes und der katho­
lischen Theologie, wenn es heisst, dass auch nach katholischer 
Lehre das Naturrecht keinen Ort in der Offenbarung habe, dass 
vielmehr der «mindere Bereich der Moralphilosophie» zwi­
schen Offenbarung und Naturrecht vermitteln müsse (10 f. 
und 11 f.). Wenn Offenbarung und Kirche auf Vernunft und 
Philosophie verweisen, so liegt das im Wesen des Naturtech-
tes, insofern dessen mit dem Menschenwesen gegebene (wenn 
auch nicht einzige!) Künderin eben die menschliche Vernunft 
ist. Womit übrigens gleichzeitig - im Gegensatz zu Arndt -
gesagt wird, dass die Möglichkeit natürlicher Naturrechtser­
kenntnis durchaus nicht nur ein Datum katholischen Glaubens, 
sondern auch schlechthin der menschlichen Vernunft darstellt. 

Die Lösung Arndts 

Polarität statt Dualität von Positivismus und Naturrecht? 

Arndts Lösungsversuch für demokratisches Rechtsdenken 
versteht Recht ausschliesslich als menschliches Recht und Men­
schenwerk, geworden aus freier Anerkennung durch die Men­
schen. Damit steht es für ihn in einem völlig anderen Bereich 
als die unabänderliche Ordnung der Sittlichkeit vor Gott. 
Dennoch soll es nicht jeder Verbindung mit der Sittlichkeit 
entraten: sonst wäre es reiner Positivismus. Vielmehr fordere 
die Sittlichkeit die freie Anerkennung des je Gerechten als 
Recht; aber doch nicht so, dass ein vorgegebenes ewiges 
Recht oder eine ewige und unabänderliche Rechtsordnung als 
das je Gerechte anerkannt werden müsste: das wäre Natur­
recht und - nach Arndt - Verwechslung von Sittlichkeit vor 
Gott und Gerechtigkeit vor den Menschen. So wäre die Lö­
sung: weder Positivismus noch Naturrecht, sondern beide in 
polarer Spannungseinheit. 

Es ist darin richtig erkannt, dass die christliche Naturrechts­
lehre das Verhältnis von Recht und Sittlichkeit anders sieht und 
sehen muss. Die sittliche Tugend der Gerechtigkeit ist inhalt­
lich nicht völlig leer und unbestimmt, also rein formal; die 
ewige und unwandelbare Sittenordnung umschliesst auch die 
Gerechtigkeit gegenüber den Mitmenschen und kennt Rechte, 
die dem Menschen als solchem eigen sind. Darum kann es bei­
spielsweise nicht sein, dass das Verhalten des römischen Staa­
tes gegenüber den christlichen Märtyrern einer Ordnung ent­
springt, die objektiv gleichzeitig zeitgerecht (für den Staat) und 
nicht-mehr-zeitgerecht (für die Christen) ist (anders Arndt 
S. 26, Anm.). Zwar werden so die Ordnung der Sittlichkeit und 
des Rechtes nicht einfachhin identifiziert; dennoch ist Gerech­
tigkeit gleichzeitig (und untrennbar) sowohl.eine zwischen­
menschliche als auch eine zwischen Mensch und Gott entschei­
dende Angelegenheit: das eine Sein des Menschen lässt nicht 
die Spaltung in zwei Bereiche zu, so dass die materiale Bestim­
mung des Gerechten vor den Menschen und vor Gott ver­
schieden sein könnte. 

Eine Überwindung der Dualität «Positivismus oder Natur­
recht» ist darum unmöglich, weil Recht im Sinne freier Aner-



kennung materialer Gerechtigkeit innerhalb der Grenzen des 
formalen Positivismus bleibt, solange objektiv vorgegebene 
Rechte und Rechtsprinzipien nicht zugestanden werden. Die 
polare oder dialektische Einheit eines naturrechtlichen oder 
material­gerechten Positivismus, bzw. eines positivistischen 
oder demokratischen Naturrechtes, worauf Arndts Lösung 
letztlich hinausläuft, bedeutet einen inneren Widerspruch. 
Woran sollte auch die materiale Gerechtigkeit gemessen 
werden? 

Humanismus als Weltanschauung 

Das Problem gemeinsamen Rechtsdenkens behält also seine 
Schwierigkeit. Der letztlich doch nur formale Rechtsbegriff 
Arndts ist uns weder theologisch noch philosophisch annehm­

bar. Er steht eindeutig im Widerspruch zur katholischen Lehre 
und beinhaltet selbst eine Weltanschauung. Es ist nicht uninter­

essant zu sehen, dass in Arndts Schrift das Rechtsdenken, das 
Christen und «Humanisten» gemeinsam sein soll, schliesslich 
doch als das Rechtsdenken des « Humanismus », vom Verfasser 
selbst als «Konfession» bezeichnet^), erscheint. Als weltan­

schaulich bestimmtes Rechtsdenken wäre es, wenn es gemein­

same Grundlage sein will, wenigstens in dem Sinne totalitär, in 
dem die Naturrechtslehre des Katholizismus von Arndt so be­

zeichnet wird ; ich sage « wenigstens », insofern wir einen sol­

chen Humanismus nicht einmal als ivahren, dem Sein des Men­

schen entsprechenden (und seine Rechte anerkennenden) Hu­

manismus ansehen können. 
Das Herabsteigen des Christen auf die Ebene «humanisti­

schen » Rechtsdenkens würde nicht nur die Wahrheitsfrage über 
das Wesen des Rechtes betreffen, sondern auch für die Wahrung 
der objektiven Rechte (nicht nur der Christen!) bedeutsam sein. 
Man denke beispielsweise an das Erziehungsrecht der Eltern, 
an das Recht des Ehegatten, dem die Ehescheidung aufgezwun­

gen wird, usw. Naturrecht hat eben auch dann Geltung, wenn 
der grössere Teil der Zeitgenossen es nicht für zeitgerecht hält 
und es darum auch nicht anerkennt: es bleibt Recht, auch ge­

genüber den Menschen. Ein Herabsteigen unter die Linie sol­

chen Rechtes muss uns als «.inhuman» gelten. 

'..­.■: ■*: : Recht und Gesetz 

Etwas Richtiges~liegt in der These vom Recht als vorläufi­

gem Menschenwerk zwecks Rechtfertigung von Menschen vor 
Menschen ­ der protestantischen Lehre vom usus politicus 
legis, so ähnelnd ­ verborgen, dass nämlich aie menschliche 
Gesellschaft, vor allem wenn sie weltanschaulich stark zersplit­

tert ist, um der Ordnung willen einer Positivierung des Rechts 
bedarf: nicht nur ursprünglicher positiver Rechtssetzung in 
naturrechtlich offenen Bereichen, sondern auch menschliche 
Positivierung des von Natur her geltenden Rechtes. Wir kön­

nen Recht und formales menschliches Gesetz nicht einfachhin 
identifizieren. Allerdings ersteht auch so, wenngleich als 
Variante, erneut das grundlegende Problem: wenn das mensch­

liche Gesetz das Recht auszusagen hat, wie kann man dann 
trotz verschiedenen Rechtsdenkens zu gemeinsamer Gesetz­

gebung und einer dieser Gesetzgebung entsprechenden Rechts­

sprechung und Verwaltung kommen? 

. Wenn es wahr ist, dass Recht und Gesetz nicht unmittelbar 
Instrument zur Pflege der Sittlichkeit sind, dann braucht selbst­

verständlich nicht der ganze Bereich des Sittengesetzes gesetz­

lich geschützt zu werden. Anderseits kann­.kein Gesetz, das 
entweder dem vorgegebenen Recht oder der Sittenordnung 
widerspricht, wirklich Recht schaffen. Überdies stellen manche 
sittlichen Werte so bedeutsame Güter für die menschliche Ge­

sellschaft dar, dass es berechtigt oder gar erforderlich ist, sie 
durch rechtschaffende Gesetzgebung dem Rechtsbereich' ein­: 
zufügen: dadurch wird dann aber nicht unmittelbar die Sitt­

lichkeit, sondern das Gemeinwohl der Gesellschaft geschützt; 
so kennt beispielsweise das deutsche Recht Strafverfolgung 
von Blutschande, männlicher. Homosexualität, unter Umstän­

den Ehebruch usw. Wenn einzelne Länder etwa Homosexuali­

tät nicht unter Strafe stellen, so ist damit nicht ausgemacht, 
dass sie nur im Bereich der Sittlichkeit, nicht aber im Bereich 
des Rechtes von Bedeutung sein könne. 

Der Weg zu gemeinsamer Rechtspflege wird also ­ leider ­

nicht über gemeinsames Rechtsdenken führen. Was kann ge­

schehen ? Vor allem ist immer eine gemeinsame ¿¿^¿Überlegung 
über die «materiale Gerechtigkeit» zu versuchen ­ wie sehr 
auch die Auffassungen über das formale Wesen von «materiale 
Gerechtigkeit» verschieden sein mögen. Negativ muss eine 
Gesetzgebung sich hüten, sich den Gewissensbindungen ein­

zelner Gruppen entgegenzustellen. Anderseits lässt sich nicht 
die an sich bestehende Forderung an die Rechtspflege über­

sehen, durch Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung 
geltendes vorgegebenes Recht zu schützen und die Barriere 
der Sittenordnung zu achten: und das sowohl gegenüber jenen, 
die eine entgegengesetzte Auffassung («Zeitempfinden» ge­

nannt) vortäuschen, wo tatsächlich nur entgegengesetztes Wol­

len vorliegt, als auch gegenüber jenen, die von sich aus das 
wahre Recht und die Grenzen der Sittenordnung nicht in allem 
erkennen. Da man über Wahrheitsfragen nicht demokratisch 
oder positivistisch entscheiden kann, müsste auch der soge­

nannte Humanist das entsprechende Anliegen des naturrecht­

lich denkenden Mitbürgers verstehen können. Anderseits kann 
es um einer gemeinsamen äusseren Ordnung willen und zur 
Vermeidung grösseren Übels, berechtigt sein, nicht alles objek­

tive Recht auch zu positivieren oder gar unter Strafe zu stellen, 
wenn nur das Unrecht nicht legalisiert wird. Ja, es kann 
zwecks Vermeidung grösseren Übels in gewissen Fragen eine 
«materielle» Mitwirkung zu einer «Rechtspflege» angezeigt 
sein, die ­ ohne naturhaft geltende Rechte aufheben zu kön­

nen ­ eine Hinderung in der Geltendmachung und Ausübung 
dieser Rechte oder Ermöglichung eines dem Sittengesetz 
widersprechenden Verhaltens bedeuten; man denke z. B. an 
eine aus wichtigen Gründen und in bestimmten Grenzen mög­

liche Zustimmung zu einem Ehescheidungsgesetz oder einem 
widerrechtlichen Strafgesetz, bzw. Rechtsprechung und Ver­

waltung im Sinne solcher Gesetze. Anstelle einer hier nicht 
möglichen Einzeldarlegung sei beispielhaft auf die Anspra­

chen Pius' XII. vom 6. November 1949 und vom 6. Dezember 
1953 hingewiesen.4 Prof. Fuchs (Rom) 

4 Siehe diese im Auszug in «Lex naturae», a. a. O. 183 f. 

Die union uno Osrael 
Die Aktivität der Sowjetunion im Mittleren Osten, die Waf­

fenverkäufe an Ägypten, die diplomatische Annäherung an 
Saudi­Arabien und die anderen arabischen Staaten, die nicht 
dem Bagdad­Pakt angehören, zeigt sehr deutlich, dass die 
Sowjetregierung eigentlich nicht die geringsten Rücksichten 
auf den jungen Staat Israel nehmen will. Wie um die Feind­

schaft gegen Israel noch zu unterstreichen, sind in Russland 

selbst die antizionistischen Verfolgungen verstärkt worden. 
Bei zahlreichen Juden, man nennt die Zahl von mehreren Dut­

zend, wurden Hausdurchsuchungen vorgenommen. Überall 
dort, wo Literatur in hebräischer Sprache gefunden wurde, 
verhaftete man die Besitzer unter der Beschuldigung zionisti­

scher illegaler Umtriebe. Denn in der Sowjetunion ist natürlich 
nicht nur jede zionistische Propaganda verboten, sondern auch 
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